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Inhalt: Börſengeſetz. S. 157. 


(Nr. 2310.) Börſengeſetz. Vom 22. Juni 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König 
von Preußen ıc.. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen über die Boͤrſen und deren Organe. 


9. . 

Die Errichtung einer Börſe bedarf der Genehmigung der Landesregierung. 
Dieſe iſt befugt, die Aufhebung beſtehender Börſen anzuordnen. 

Die Landesregierungen üben die Aufſicht über die Börſen aus. Sie 
können die unmittelbare Aufſicht den Handelsorganen Gandelskammern, kauf⸗ 
männiſchen Korporationen) übertragen. 

Der Aufſicht der Landesregierungen und der mit der unmittelbaren Aufſicht 
betrauten Handelsorgane unterliegen auch die auf den Börſenverkehr bezüglichen 


Einrichtungen der Kündigungsbüreaus „Liquidationskaſſen, Liquidationsvereine und 
ähnlicher Anſtalten. 


H. 2. 

Bei den Börſen find als Organe der Landesregierung Staatskommiſſare 
zu beſtellen. Ihnen liegt es ob, den Geſchäftsverkehr an der Börfe ſowie die 
Befolgung der in Bezug auf die Börſe erlaſſenen Geſetze und Verwaltungs⸗ 
beſtimmungen nach näherer Anweiſung der Landesregierung zu überwachen. Sie 
ſind berechtigt, den Berathungen der Börſenorgane beizuwohnen und die Börfen- 
organe auf hervorgetretene Mißbräuche aufmerkſam zu machen. Sie haben über 
Mängel und über die Mittel zu ihrer Abſtellung Bericht zu erſtatten. 
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Mit Zuſtimmung des Bundesraths kann für einzelne Börſen die Thätigkeit 
des Staatskommiſſars auf die Mitwirkung beim ehrengerichtlichen Verfahren be 
ſchränkt oder, ſofern es ſich um kleine Börſen handelt, von der Beſtellung eines 
Staatskommiſſars abgeſehen werden. 


$. 3. 

Zur Begutachtung über die durch dieſes Geſetz der Beſchlußfaſſung des 
Bundesraths überwieſenen Angelegenheiten iſt als Sachverſtändigenorgan ein 
Börſenausſchuß zu bilden. Derſelbe iſt befugt, Anträge an den Reichskanzler 
zu ſtellen und Sachverſtändige zu vernehmen. 

Der Börſenausſchuß beſteht aus mindeſtens dreißig Mitgliedern, welche 
vom Bundesrath in der Regel auf je fünf Jahre zu wählen ſind. Eine erneute 
Wahl iſt zuläſſig. Die Wahl der Hälfte der Mitglieder erfolgt auf Vorſchlag 
der Börſenorgane. Darüber, in welcher Anzahl dieſelben von den einzelnen Börſen⸗ 
organen vorzuſchlagen ſind, beſtimmt der Bundesrath. Die andere Hälfte wird 
unter angemeſſener Berückſichtigung von Landwirthſchaft und Induſtrie gewählt. 

Die Geſchäftsordnung für den Ausſchuß wird nach Anhörung desſelben 
von dem Bundesrath erlaſſen; der letztere ſetzt auch die den Ausſchußmitgliedern 
zu gewährenden Tagegelder und Reiſekoſten feſt. 


$. 4. 

Für jede Vörſe ift eine Börſenordnung zu erlaſſen. 

Die Genehmigung derſelben erfolgt durch die Landesregierung. Dieſelbe 
kann die Aufnahme beſtimmter Vorſchriften in die Börſenordnung anordnen, ind: 
beſondere der Vorſchrift, daß in den Vorſtänden der Produktenbörſen die Land⸗ 
wirthſchaft, die landwirthſchaftlichen Nebengewerbe und die Müllerei eine ent⸗ 
ſprechende Vertretung finden. 


§. 5. 
Die Vörſenordnung muß Beſtimmungen treffen: 
1. über die Börſenleitung und ihre Organe; 
2. über die Geſchäftszweige, für welche die Börſeneinrichtungen beſtimmt ſind; 
3. über die Vorausſetzungen der Zulaſſung zum Beſuche der Börſe ; 
4. darüber, in welcher Weiſe die Preiſe und Kurſe zu notiren ſind. 


§. 6. 

Die Börfenordnung kann für andere als die nach S. 5 Ziffer 2 zu be⸗ 
zeichnenden Geſchäftszweige, ſofern dies nicht mit beſonderen Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ($$. 40, 41, 51, 52) im Widerſpruch ſteht, die Benutzung von Börſen⸗ 
einrichtungen zulaſſen. Ein Anſpruch auf die Benutzung erwächſt in dieſem Falle 
für die Betheiligten nicht. Der Bundesrath iſt befugt, für beſtimmte Geſchäfts⸗ 
zweige die Benutzung der Börſeneinrichtungen zu unterſagen oder von Bedingungen 
abhängig zu machen. 
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sr 
Vom Börſenbeſuche find ausgeſchloſſen: 
1. Perſonen weiblichen Geſchlechts;; 
2. en 111 85 ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ber 

nden; 

£ Personen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung 
über ihr Vermögen beſchränkt find; 952 
Perſonen, welche wegen betrüglichen Bankerutts rechtskräftig ver⸗ 
urtheilt find; I | 
Perſonen, welche wegen einfachen Bankerutts rechtskräftig verurtheilt find; 
„Perſonen, welche fi) im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden 
Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam 
erklärte ehrengerichtliche Entſcheidung auf Ausſchließung von dem 
Beſuche einer Vörſe erkannt iſt. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuche kann in den Fällen 
unter 2 und 3 nicht vor der Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes, in dem 
Falle unter 5 nicht vor Ablauf von ſechs Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, 
verjährt oder erlaſſen it, erfolgen; fie darf in dem letzteren Falle und ebenſo in 
dem Falle unter 6 nur ſtattſden, wenn der Börſenvorſtand den Nachweis für 
geführt erachtet, daß die Schuldverhältniſſe ſämmtlichen Gläubigern gegenüber 
durch Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt ſind. Einer Perſon, welche im 
Wiederholungsfalle in Zahlungsunfähigkeit oder in Konkurs gerathen iſt, muß 
die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung mindeſtens für die Dauer eines Jahres ver 
weigert werden. In dem Falle unter 4 iſt der Ausſchluß ein dauernder. 

Die Börſenordnungen können weitere Ausſchließungsgründe feſtſetzen. 

Auf Antrag der Börſenorgane kann die Landesregierung in beſonderen 


Fällen Ausnahmen von den Vorſchriften über die Ausſchließung vom BVörſen⸗ 
beſuche zulaſſen. 


non H> S 


F. 8. 

Die Börſenauffichtsbehörde iſt befugt, zur Aufrechthaltung der Ordnung 
und für den Geſchäftsverkehr an der Börſe Anordnungen zu erlaſſen. 

Die Handhabung der Ordnung in den Börſenräumen liegt dem Börſen⸗ 
vorſtande ob. Er iſt befugt, Perſonen, welche die Ordnung oder den Gefchäfts- 
verkehr an der Börſe ſtören, ſofort aus den Börfenräumen zu entfernen und 
mit zeitweiliger Ausſchließung von der Börſe oder mit Geldſtrafe zu beſtrafen. 
Das Höchſtmaß beider Strafen wird durch die Börſenordnung feſtgeſetzt. Die 
Ausſchließung von der Börſe kann mit Genehmigung der Börſenaufſichtsbehörde 
durch Anſchlag in der Börſe bekannt gemacht werden. 

Gegen die Verhängung der Strafen findet innerhalb einer durch die 
Börſenordnung feſtzuſetzenden Friſt die Beſchwerde an die Börſenaufſichts⸗ 
behörde ftatt, 

28° 
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Finden ſich an der Börſe Perſonen zu Zwecken ein, welche mit der 
Ordnung oder dem Geſchäftsverkehr an derſelben unvereinbar ſind, ſo iſt ihnen 
der Zutritt zu unterſagen. 

Na 

An jeder Börſe wird ein Ehrengericht gebildet. Es beſteht, wenn die 
unmittelbare Aufficht über die Börſe einem Handelsorgane ($. 1 Abſatz 2) über⸗ 
tragen iſt, aus der Geſammtheit oder einem Ausſchuſſe dieſes Aufſichtsorgans, 
andernfalls aus Mitgliedern, welche von den Börſenorganen gewählt werden. 
Die näheren Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung des Ehrengerichts werden 
von der Landesregierung erlaſſen. 


§. 10. 

Das Ehrengericht zieht zur Verantwortung Börſenbeſucher, welche im 
Zuſammenhange mit ihrer Thätigkeit an der Börſe ſich eine mit der Ehre oder 
dem Anſpruch auf kaufmänniſches Vertrauen nicht zu vereinbarende Handlung 
haben zu Schulden kommen laſſen. 


H. 11. 

Von der Einleitung oder Ablehnung eines ehrengerichtlichen Verfahrens iſt 
der Staatskommiſſar (F. 2) zu unterrichten. Er kann die Einleitung eines ehren: 
gerichtlichen Verfahrens verlangen. Dieſem Verlangen ſowie allen von dem 
Kommiſſar geſtellten Beweisanträgen muß ſtattgegeben werden. Der Kommiſſar 
hat das Recht, allen Verhandlungen beizuwohnen und die ihm geeignet er⸗ 
ſcheinenden Anträge ſowie Fragen an den Beſchuldigten, die Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen zu ſtellen. 

2. 

Zur Vorbereitung der Hauptverhandlung kann das Chrengericht einem 
Mitgliede die Führung einer Vorunterſuchung übertragen. In der Vorunter⸗ 
ſuchung wird der Beſchuldigte unter Mittheilung der Beſchuldigungspunkte vor⸗ 
geladen und, wenn er erſcheint, mit ſeinen Erklärungen und Anträgen gehört. 

Zeugen und Sachverſtändige dürfen nur unbeeidigt vernommen werden. 


19% 
Mit Zuſtimmung des Staatskommiſſars kann das Ehrengericht das Ver⸗ 
fahren einſtellen, andernfalls iſt die Hauptverhandlung anzuberaumen. 


F. 14. 


Die Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichte findet ſtatt, auch wenn der 
Beſchuldigte nicht erſchienen iſt. Sie iſt nicht öffentlich. Das Ehrengericht kann 
die Oeffentlichkeit der Verhandlung anordnen. Die Anordnung muß erfolgen, 
falls der Staatskommiſſar oder der Beſchuldigte es beantragt, ſofern nicht die 
Vorausſetzungen des $. 173 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vorliegen. 
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Der Beſchuldigte iſt befugt, ſich des Veiſtandes eines Vertheidigers zu 
bedienen. N 

Das Ehrengericht iſt berechtigt, Zeugen und Sachverſtändige vorzuladen 
und eidlich zu vernehmen. 


n 
Die Strafen beſtehen in Verweis, ſowie in zeitweiliger oder dauernder 
Ausſchließung von der Börſe. ' { 
Ergiebt ſich, daß keine unehrenhafte Handlung ſondern nur eine Störung 
der Ordnung oder des Geſchäftsverkehrs an der Börſe vorliegt, ſo kann die 
Beſtrafung gemäß §. 8 Abſatz 2 durch das Ehrengericht ſtattfinden. 


$. 16. 

Die Entſcheidung wird in der Sitzung, in welcher die mündliche Ver⸗ 
handlung geſchloſſen wird, unter Angabe der Gründe verkündet oder ſpäteſtens 
innerhalb zwei Wochen nach dem Schluſſe der Verhandlung dem Staats⸗ 
8 und dem Beſchuldigten in einer mit Gründen verſehenen Ausfertigung 
zugeſtellt. 

Dem nicht erſchienenen Beſchuldigten iſt auch die verkündete Entſcheidung 
zuzuſtellen. Sowohl der Staatskommiſſar wie der Beſchuldigte können auch bei 
in ihrer Gegenwart erfolgter Verkündung der Entſcheidung eine mit Gründen 
verſehene Ausfertigung derſelben beanſpruchen. 

Das Ehrengericht kann in der Entſcheidung anordnen, daß und auf welche 
Weiſe ſie öffentlich bekannt zu machen iſt. 

Das Ehrengericht kann wenn auf zeitweilige oder dauernde Ausſchließung 
von der Börſe erkannt iſt, anordnen „daß die Wirkung der Entſcheidung ſofort 
eintrete. 

Auf Antrag des freigeſprochenen Beſchuldigten hat das Gericht die öffentliche 
Bekanntmachung der Freiſprechung anzuordnen. 


. 9 
Gegen die Entſcheidung des Ehrengerichts ſteht ſowohl dem Staats⸗ 


kommiſſar als dem Beſchuldigten die Berufung an die periodiſch zu bildende 
Berufungskammer offen. 


Die Berufungskammer beſteht aus einem Vorſitzenden und ſechs Beiſitzern. 
Der Vorſitzende wird von dem Bundesrath beſtimmt. Die Beiſitzer werden von 


vertreter beſtellt. 


In einer Spruchſitzung dürfen nicht mehr als zwei Beiſiter mitwirken, 
welche derſelben Börſe angehören. 


AO 


$. 18. 
Die Einlegung der Berufung gefchieht zu Protokoll oder ſchriftlich bei 
dem Ehrengerichte, welches die anzugreifende Entſcheidung erlaſſen hat. 
Die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt eine Woche. 
Sie beginnt, falls die Entſcheidung verkündet worden iſt, für den Staats. 
kommiſſar und den erſchienenen Beſchuldigten mit der Verkündung, im Uebrigen 
mit der Zuſtellung der Entſcheidung. 


. 

Nach Einlegung der Berufung iſt dem Staatskommiſſar ſowie dem Be⸗ 
ſchuldigten, ſofern es nicht bereits geſchehen, die angefochtene Entſcheidung, mit 
Gründen verſehen, zuzuſtellen. 

§. 20. 

Zur ſchriftlichen Rechtfertigung der Berufung ſteht demjenigen, der ſie 
rechtzeitig eingelegt hat, eine Friſt von einer Woche offen. Sie beginnt mit 
dem Ablauf der Einlegungsfriſt oder, wenn zu dieſer Zeit die Entſcheidung noch 
nicht zugeſtellt war, mit deren Zuſtellung. 


9.2. 

Die Berufungsſchrift des Beſchuldigten und die etwa eingehende Recht⸗ 
fertigung wird dem Staatskommiſſar, die Berufungsſchrift und die Rechtfertigung 
des Staatskommiſſars dem Beſchuldigten mitgetheilt. Innerhalb einer Woche 
nach der Mittheilung kann eine Beantwortungsſchrift eingereicht werden. 


wer: 
Die Friſten zur Rechtfertigung und zur Beantwortung der Berufung 
können auf Antrag von dem Ehrengerichte verlängert werden. 


$. 23. 

Nach Ablauf der in den $$. 18, 20, 21 und 22 beſtimmten Friſten 
werden die Akten an die Berufungskammer eingeſandt. Zu der Verhandlung 
iſt der Beſchuldigte vorzuladen und der Staatskommiſſar zuzuziehen. 

Die Berufungskammer kann zur Aufklärung des Sachverhalts vorherige 
Beweiserhebungen veranlaſſen. 

Auf das Verfahren vor der Berufungskammer ſinden die Vorſchriften der 
$$. 11, 14, 15 und 16 Anwendung. 


F. 24. 
Ueber jede Vernehmung in der Vorunterſuchung und über die Haupt⸗ 
verhandlung iſt durch einen vereideten Protokollführer ein Protokoll aufzunehmen. 
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| $. 25. 
Neben der Strafe kann auf vollſtändigen oder theilweifen Erſatz der durch 
das Verfahren entſtandenen baaren Auslagen erkannt werden. 


§. 26. 

Die Gerichte ſind verpflichtet, dem Erſuchen des Ehrengerichts ſowie der 
Berufungskammer um Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen zu 
entſprechen. 

§. 27. 

Die mit der Aufſicht über die Börſen betrauten Organe ſind verpflichtet, 

Handlungen der Börſenbeſucher, welche zu einem ehrengerichtlichen Verfahren 
nlaß geben, zur Kenntniß des Staatskommiſſars oder, wenn ein ſolcher nicht 
beſtellt iſt, zur Kenntniß des Ehrengerichts zu bringen. 


§. 28. 
Eine Vereinbarung, durch welche die Betheiligten ſich der Entſcheidung 
eines Börſenſchiedsgerichts unterwerfen, iſt nur verbindlich, wenn jeder der Be⸗ 
theiligten Kaufmann oder für den betreffenden Geſchäftszweig in das Börſen⸗ 
regiſter ($. 54) eingetragen iſt oder wenn die Unterwerfung unter das Schieds⸗ 
gericht nach Entſtehung des Streitfalles erfolgt. 


II. Feſtſtellung des Boͤrſenpreiſes und Maklerweſen. 


$. 29. 


Bei Waaren oder Werthpapieren, deren Börſenpreis amtlich feſtgeſtellt 
wird, erfolgt dieſe Feſtſtellung ſowohl für Kaſſa⸗ wie für Zeitgeſchäfte durch den 

örſenvorſtand, ſoweit die Börſenordnung nicht die Mitwirkung von Vertretern 
anderer Berufs weige vorſchreibt. 

Bei der Sefftellung darf außer dem Staatskommiſſar, dem Börſenvorſtande, 
den Börſenſekretären, den Kursmaklern und den Vertretern der betheiligten Be⸗ 
rufszweige, deren Mitwirkung die Börſenordnung vorſchreibt, niemand zugegen ſein. 

1. Als Börſenpreis iſt derjenige Preis feſtzuſetzen, welcher der wirklichen Ge⸗ 
ſchäftslage des Verkehrs an der Börfe entfpricht. 


$. 30. 

Zur Mitwirkung bei der amtlichen Feſtſetzung des Börſenpreiſes von 
Waaren und Werthpapieren ſind Hülfsperſonen (Kursmakler) zu ernennen. Sie 
müſſen, ſolange ſie die Thätigkeit als Kursmakler ausüben, die Vermittelung 
von Börſengeſchäften in den betreffenden Waaren oder Werthpapieren betreiben. 
Sie werden von der Landesregierung beſtellt und entlaſſen und leiſten vor Antritt 


ihrer Stellung den Eid, daß fie die ihnen obliegenden Pflichten getreu er⸗ 
füllen werden. 


==, 


Eine Vertretung der Kursmakler (Maklerkammer) iſt bei der Beſtellung 
neuer Kursmakler und bei Vertheilung der Geſchäfte unter die einzelnen Makler 
gutachtlich zu hören. Die näheren Beſtimmungen über die Beſtellung und Ent⸗ 
laſſung der Kursmakler und die Organiſation ihrer Vertretung ſowie über ihr 
Verhältniß zu den Staatskommiſſaren und den Vörſenorganen werden von der 
Landesregierung erlaſſen. 

al: 

Bei Geſchäften in Waaren oder Wertpapieren kann ein Anſpruch auf 
Berückſichtigung bei der amtlichen Feſtſtellung des Börſenpreiſes nur erhoben 
werden, wenn ſie durch Vermittelung eines Kursmaklers abgeſchloſſen ſind. Die 
Berechtigung des Börſenvorſtandes, auch andere Geſchäfte zu berückſichtigen, bleibt 
hierdurch unberührt. 

§. 32. 

Die Kursmakler dürfen in den Geſchäftszweigen, für welche ſie bei der 
amtlichen Feſtſtellung des Börſenpreiſes mitwirken, nur inſoweit für eigene Rech⸗ 
nung oder in eigenem Namen Handelsgeſchäfte ſchließen oder eine Bürgſchaft 
für die von ihnen vermittelten Geſchäfte übernehmen, als dies zur Ausführung 
der ihnen ertheilten Aufträge nöthig iſt, die Landesregierung beſtimmt, in welcher 
Weiſe die Beobachtung dieſer Vorſchrift zu überwachen iſt. Die Gültigkeit der 
abgeſchloſſenen Geſchäfte wird hierdurch nicht berührt. 

Die Kursmakler dürfen, ſoweit nicht die Landesregierung Ausnahmen zu— 
läßt, kein ſonſtiges Handelsgewerbe betreiben, auch nicht an einem ſolchen als 
Kommanditiſt oder ſtiller Geſellſchafter betheiligt fein; ebenſowenig dürfen ſie zu 
einem Kaufmann in dem Verhältniſſe eines Prokuriſten, Handlungsbevollmächtigten 
oder Handlungsgehülfen ſtehen. 

6. 33. 


Die im Artikel 67 Abſatz 2, im Artikel 71 Abſatz 1 und in den Artikeln 72 
bis 74, 76, 79 bis 83 des Handelsgeſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften finden 
auf die Kursmakler Anwendung. 

Das von dem Kursmakler zu führende Tagebuch muß vor dem Gebrauche 
Blatt für Blatt mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet und dem Börſenvorſtande 
zur Beglaubigung der Zahl der Blätter vorgelegt werden. 

Wenn ein Kursmakler ſtirbt oder aus dem Amt ſcheidet, iſt ſein Tagebuch 
bei dem Börſenvorſtande niederzulegen. 


F. 34. 

Für die Vermittelung von Börſengeſchäften findet eine amtliche Beſtellung 
von Handelsmaklern im Sinne des Artikels 66 des Handelsgeſetzbuchs nicht ftatt; 
die bisher erfolgten Beſtellungen verlieren ihre Wirkſamkeit. 

Zur Vornahme der nach den Artikeln 311, 343, 348, 354, 357, 365, 
366 und 387 des Handelsgeſetzbuchs durch einen Handelsmakler zu bewirkenden 
Verkäufe ſind auch die Kursmakler ſowie die ſonſt zur Vornahme von Verkäufen 


u 


der bezeichneten Art oder von Verſteigerungen öffentlich ermächtigten Handels. 
makler befugt. 


Der Bundesrath iſt befugt: 


1. eine von den Vorſchriften im $. 29 Abſatz 1 und 2 und in den §§. 30 
und 31 abweichende amtliche Feſtſtellung des Börſenpreiſes von Waaren 
oder Werthpapieren für einzelne Börſen zuzulaſſen; 

2. eine amtliche Feſtſtellung des Börſenpreiſes beſtimmter Waaren all— 

— 5 oder für einzelne Börſen vorzuſchreiben; i 

eſtimmungen zu erlaſſen, um eine Einheitlichkeit der Grundſätze über 
die den Feſtſtellungen von Waarenpreiſen zu Grunde zu legenden 

Mengen und über die für die Feſtſtellung der Preiſe von Werth⸗ 

papieren maßgebenden Gebräuche herbeizuführen. 

Die Befugniß der Landesregierung zu Anordnungen der im Abſatz 1 
Ziffer 2 und 3 bezeichneten Art wird hierdurch nicht berührt, ſoweit der Bundes: 
rath von ſeiner Befugniß keinen Gebrauch gemacht hat. Dieſe Anordnungen 
ſind dem Reichskanzler zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 


III. Zulaſſung von Werthpapieren zum Boͤrſenhandel. 


F. 36. 

Die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel erfolgt an jeder 
Börſe durch eine Kommiſſion (Zulafjungsftelle), von deren Mitgliedern mindeſtens 
die Hälfte aus Perſonen beſtehen muß, welche nicht ins Börſenregiſter für 
Werthpapiere ($. 54) eingetragen find. 

Von der Berathung und Beſchlußfaſſung über die Zulaſſung eines Werth 
papiers zum Börſenhandel find diejenigen Mitglieder ausgeſchloſſen, welche an 
der Einführung dieſes Werthpapiers in den Börſenhandel betheiligt ſind; für die 
ausſcheidenden Mitglieder ſind Stellvertreter nach näherer Beſtimmung der Börſen— 
ordnung zu berufen. 


Die Zulaſſungsſtelle hat die Aufgabe und die Pflicht: 

a) die Vorlegung der Urkunden, welche die Grundlage für die zu emit⸗ 
tirenden Werthpapiere bilden, zu verlangen und dieſe Urkunden zu 
rüfen 

b) bote zu ſorgen, daß das Publikum über alle zur Beurtheilung der 
zu emittirenden Werthpapiere nothwendigen thatſächlichen und rechtlichen 
Verhältniſſe ſoweit als möglich informirt wird, und bei Unvollſtändigkeit 
der Angaben die Emiſſion nicht zuzulaſſen, b 1 

e) Emiſſionen nicht zuzulaſſen, durch welche erhebliche allgemeine Intereſſen 
geſchädigt werden oder welche offenbar zu einer Uebervortheilung des 
Publikums führen. 

Reichs. Geſetbl. 1896. 29 
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Die Zulaſſungsſtelle darf die Emiſſion ohne Angabe von Gründen ab⸗ 
lehnen. Im Uebrigen werden die Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung der 
Zulaſſungsſtelle ſowie über die Zuläſſigkeit einer Beſchwerde gegen deren Ent⸗ 
ſcheidungen durch die Börſenordnungen getroffen. Die Zulaſſungsſtelle iſt befugt, 
zum Börſenhandel zugelaſſene Werthpapiere von demſelben auszuſchließen. 

Die Zulaſſung deutſcher Reichs⸗ und Staatsanleihen darf nicht verſagt 
werden. 

§. 37. 

Wird von der Zulaſſungsſtelle einer Börſe der Antrag auf Zulaſſung von 
Werthpapieren zum Börſenhandel abgelehnt, ſo hat die Zulaſſungsſtelle den Vor⸗ 
ſtänden der übrigen deutſchen Börſen für Werthpapiere Mittheilung zu machen. 
Dabei iſt anzugeben, ob die Ablehnung mit Rückſicht auf örtliche Verhältniſſe 
oder aus anderen Gründen erfolgt iſt. In letzterem Falle darf die Zulaſſung 
von einer anderen Börſe nur mit Zuſtimmung derjenigen Stelle ertheilt werden, 
welche die Zulaſſung abgelehnt hat. 

Der Antragſteller hat anzugeben, ob das Geſuch um Zulaſſung bereits 
bei einer anderen Börfe eingereicht iſt oder gleichzeitig eingereicht wird. Iſt dies 
der Fall, ſo ſollen die Werthpapiere nur mit Zuſtimmung der anderen Zus 
laſſungsſtelle zugelaſſen werden. 


6. 38. 


Nach Einreichung des Antrages auf Zulaſſung von Werthpapieren iſt der⸗ 
ſelbe von der Zulaſſungsſtelle unter Bezeichnung der Einführungsfirma, des 
Betrages ſowie der Art der einzuführenden Werthpapiere zu veröffentlichen. 
Zwiſchen dieſer Veröffentlichung und der Einführung an der Börſe muß eine 
Friſt von mindeſtens ſechs Tagen liegen. 

Vor der Zulaſſung iſt, ſofern es ſich nicht um deutſche Reichs⸗ oder Staats⸗ 
anleihen handelt, ein Proſpekt zu veröffentlichen, welcher die für die Beurtheilung 
des Werthes der einzuführenden Papiere weſentlichen Angaben enthält. Das 
Gleiche gilt für Konvertirungen und Kapitalserhöhungen. Der Proſpekt muß 
den Betrag, welcher in den Verkehr gebracht, ſowie den Betrag, welcher vorläufig 
vom Verkehr ausgeſchloſſen werden ſoll, und die Zeit, für welche dieſer Ausſchluß 
erfolgen ſoll, erſichtlich machen. 

Für Schuldverſchreibungen, bezüglich deren das Reich oder ein Bundesſtaat 
die volle Garantie übernommen hat, und für Schuldverſchreibungen kommunaler 
Körperſchaften und kommunalſtändiſcher Kreditinſtitute ſowie der unter ſtaatlicher 
Aufſicht ſtehenden Pfandbriefanſtalten kann die Landesregierung G. 1) von der 
Verpflichtung zur Einreichung eines Proſpekts entbinden. 


839; 
Die Zulaffung von Aktien eines zur Aktiengeſellſchaft oder zur Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien umgewandelten Unternehmens zum Börſenhandel darf vor 
Ablauf eines Jahres nach Eintragung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter 
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und vor der Veröffentlichung der erſten Jahresbilanz nebſt Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
rechnung nicht erfolgen. In beſonderen Fällen kann dieſe Friſt von der Landes⸗ 
regierung (F. 1) ganz oder theilweiſe erlaſſen werden. . 

Die Zulaſſung von Antheilsſcheinen oder ſtaatlich nicht garantirten Obli⸗ 
gationen ausländiſcher Erwerbsgeſellſchaften iſt davon abhängig, daß die Emittenten 
ſich auf die Dauer von fünf Jahren verpflichten, die Bilanz ſowie die Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung jährlich nach Feſtſtellung derſelben in einer oder mehreren 
von der Zulaſſungsſtelle zu beſtimmenden deutſchen Zeitungen zu veröffentlichen. 


$. 40. 

Für Werthpapiere, welche zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt werden, darf 
vor beendeter Zutheilung an die Zeichner eine amtliche Feſtſtellung des Preiſes 
nicht erfolgen. Vor dieſem Zeitpunkt ſind Geſchäfte von der Benutzung der 
Börſeneinrichtungen ausgeſchloſſen und dürfen von den Kursmaklern nicht notirt 
werden. Auch dürfen für ſolche Geſchäfte Preisliſten (Kurszettel) nicht ver⸗ 
öffentlicht oder in mechaniſch hergeſtellter Vervielfältigung verbreitet werden. 


§. 41. 

Für Werthpapiere, deren Zulaſſung zum Börſenhandel verweigert oder 
nicht nachgeſucht iſt, darf eine amtliche Feſtſtellung des Preiſes nicht erfolgen. 
Geſchäfte in ſolchen Werthpapieren ſind von der Benutzung der Börſeneinrichtungen 
ausgeſchloſſen und dürfen von den Kursmaklern nicht vermittelt werden. Auch 
dürfen für ſolche an der Börſe abgeſchloſſenen Geſchäfte Preisliſten (Kurszettel) 
nicht veröffentlicht oder in mechaniſch hergeſtellter Vervielfältigung verbreitet werden, 
ſoweit nicht die Börſenordnung für beſondere Fälle Ausnahmen geſtattet. 


F. 42. 

Der Bundesrath beſtimmt den Mindeſtbetrag des Grundkapitals, welcher 
für die Zulaſſung von Aktien an den einzelnen Börſen maßgebend fein foll, ſo⸗ 
wie den Mindeſtbetrag der einzelnen Stücke der zum Handel an der Börſe zu: 
zulaſſenden Werthpapiere. N 

Weitere Beſtimmungen über die Aufgaben der Zulaſſungsſtelle und die 
Vorausſetzungen der Zulaſſung trifft der Bundesrath. 

Die Befuaniß der Landesregierung, ergänzende Beſtimmungen zu treffen, 
wird hierdurch nicht berührt, dieſe Beſtimmungen find dem Reichskanzler mit⸗ 
zutheilen. 

$. 43. 

Sind in einem Proſpekt, auf Grund deſſen Werthpapiere zum Börſenhandel 
zugelaffen find, Angaben, welche für die Beurtheilung des Werthes erheblich ſind, 
unrichtig, ſo haften diejenigen, welche den Proſpekt erlaſſen haben, ſowie diejenigen, 
von denen der Erlaß des Proſpekts ausgeht, wenn fie die Unrichtigkeit gekannt 
haben oder ohne grobes VPerſchulden hätten kennen müſſen, als Geſammtſchuldner 
jedem Beſitzer eines ſolchen Werthpapiers für den Schaden, welcher demſelben 

29° 
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aus der von den gemachten Angaben abweichenden Sachlage erwächſt. Das 
Gleiche gilt, wenn der Proſpekt in Folge der Fortlaſſung weſentlicher Thatſachen 
unvollſtändig iſt und dieſe Unvollſtändigkeit auf böslichem Verſchweigen oder auf 
der böslichen Unterlaſſung einer ausreichenden Prüfung ſeitens derjenigen, welche 
den Proſpekt erlaſſen haben, oder derjenigen, von denen der Erlaß des Proſpekts 
ausgeht, beruht. 

Die Erſatzpflicht wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß der Proſpekt die 
Angaben als von einem Dritten herrührend bezeichnet. 


$. 44. 

Die Erſatzpflicht erſtreckt ſich nur auf diejenigen Stücke, welche auf Grund 
des Proſpekts zugelaſſen und von dem Beſitzer auf Grund eines im Inlande 
abgeſchloſſenen Geſchäfts erworben ſind. 

Der Erſatzpflichtige kann der Erſatzpflicht dadurch genügen, daß er das 
Werthpapier gegen Erſtattung des von dem Beſitzer nachgewieſenen Erwerbspreiſes 
oder desjenigen Kurswerthes übernimmt, den die Werthpapiere zur Zeit der Ein- 
führung hatten. 

Die Erſatzpflicht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzer des Papiers die 
Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit der Angaben des Proſpekts bei dem Erwerbe 
kannte. Gleiches gilt, wenn der Beſitzer des Papiers bei dem Erwerbe die 
Unrichtigkeit der Angaben des Prospekts bei Anwendung derjenigen Sorgfalt, 
welche er in eigenen Angelegenheiten beobachtet, kennen mußte, es ſei denn, daß 
die Erſatzpflicht durch bösliches Verhalten begründet iſt. 

§. 45. 

Der Erſatzanſpruch verjährt in fünf Jahren feit der Zulaſſung der Werth⸗ 
papiere. Die Verjährung läuft auch gegen Minderjährige und bevormundete 
Perſonen, ſowie gegen juriſtiſche Perſonen, denen geſetzlich die Rechte der Minder⸗ 
jährigen zuſtehen, ohne Zulaſſung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, 
jedoch mit Vorbehalt des Rückgriffs gegen die Vormünder und Verwalter. 

$. 46. 

Eine Vereinbarung, durch welche die nach den §§. 43 bis 45 begründete 
Haftung ermäßigt oder erlaſſen wird, iſt unwirkſam. 

Weitergehende Anſprüche, welche nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts auf Grund von Verträgen erhoben werden können, bleiben unberührt. 


$. 47. 

Für die Entſcheidung der Anſprüche aus den $$. 43 bis 46 iſt ohne 
Rückſicht auf den Werth des Streitgegenſtandes ausſchließlich das Landgericht 
des Ortes zuſtändig, an deſſen Börſe die Einführung des Werthpapiers erfolgte. 
Beſteht an dieſem Landgerichte eine Kammer für Handelsſachen, ſo gehört der 
Rechtsſtreit vor dieſe. Die Reviſion ſowie die Beſchwerde gegen Entſcheidungen 
des Oberlandesgerichts geht an das Reichsgericht. 


u 


IV. Boͤrſenterminhandel. 


$. 48. 


Als Börſentermingeſchäfte in Waaren oder Werthpapieren gelten Kauf⸗ 
oder ſonſtige Anſchaffungsgeſchäfte auf eine feſtbeſtimmte Lieferungszeit oder mit 
einer feſtbeſtimmten Lieferungsfriſt, wenn ſie nach Geſchäftsbedingungen geſchloſſen 
werden, die von dem Börſenvorſtande für den Terminhandel feſtgeſetzt ſind, und 
wenn für die an der betreffenden Börſe geſchloſſenen Geſchäfte ſolcher Art eine 
amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen ($$. 29, 35) erfolgt. 


. 49. 


Ueber die Zulaſſung von Waaren und Werthpapieren zum Börſentermin⸗ 
handel entſcheiden die Börſenorgane nach näherer Beſtimmung der Börſenordnung. 
Die Börſenorgane ſind verpflichtet, vor der Zulaſſung von Waaren zum 
Börſenterminhandel in jedem einzelnen Falle Vertreter der betheiligten Erwerbs⸗ 
zweige gutachtlich zu hören und das Ergebniß dem Reichskanzler mitzutheilen. 
Die Zulaſſung darf erſt erfolgen, nachdem der Reichskanzler erklärt hat, daß er 
zu weiteren Ermittelungen keine Veranlaſſung finde. 


F. 50. 


Der Bundesrath iſt befugt, den Börſenterminhandel von Bedingungen 
abhängig zu machen oder in beſtimmten Waaren oder Werthpapieren zu unterſagen. 

Der Börſenterminhandel in Antheilen von Bergwerks- und Fabrikunter⸗ 
nehmungen iſt unterſagt. Der Börſenterininhandel in Antheilen von anderen 
Erwerbsgeſellſchaften kann nur geſtattet werden, wenn das Kapital der betreffenden 
Erwerbsgeſellſchaft mindeſtens zwanzig Millionen Mark beträgt. 

Der börſenmäßige Terminhandel in Getreide und Mühlenfabrikaten iſt 
unterſagt. 

F. 51. 


Inſoweit der Börſenterminhandel in beſtimmten Waaren oder Werthpapieren 
durch dieſes Geſetz oder vom Bundesrath unterſagt, oder die Zulaſſung desſelben 
von den Börſenorganen endgültig verweigert iſt, ſind Börſentermingeſchäfte in 
dieſen Waaren oder Werthpapieren von der Benutzung der Börſeneinrichtungen 
ausgeſchloſſen und dürfen von den Kursmaklern nicht vermittelt werden. Auch 
dürfen für ſolche Geſchäfte, ſofern ſie im Inlande abgeſchloſſen ſind, Preisliſten 
(Kurszettel) nicht veröffentlicht oder in mechaniſch hergeſtellter Vervielfältigung 
verbreitet werden. 4 we 

Desgleichen iſt ein von der Mitwirkung der Börfenorgane unabhängiger 
Terminhandel von der Börſe ausgeſchloſſen, ſoweit er ſich in den für Börſen⸗ 
termingeſchäfte üblichen Formen vollzieht. 
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F. 52. 
Wird die Zulaſſung von Waaren oder Werthpapieren zum Börſentermin⸗ 
handel nicht nachgefucht, fo kann ein thatfächlich ſtattfindender Terminhandel von 
den Börſenaufſichtsbehörden mit den im F. 51 bezeichneten Folgen unterſagt werden. 


25 3 
Bei dem Börſenterminhandel in Waaren geräth der Verkäufer, ſofern er 
nach erfolgter Kündigung eine unkontraktliche Waare liefert, in Erfüllungsverzug, 
auch wenn die Lieferungsfriſt noch nicht abgelaufen war. 
Eine entgegenſtehende Vereinbarung iſt nichtig. 


$. 54. 

Bei jedem zur Führung des Handelsregiſters zuſtändigen Gerichte ift je ein 
Börfenregifter für Waaren und für Werthpapiere zu führen. Die Landesregierung 
kann die Führung des Regiſters für die Bezirke mehrerer Gerichte einem derſelben 
übertragen. 

F. 55. 

In das Vörſenregiſter werden nach Namen, Vornamen, Stand und 
Wohnort die Perſonen eingetragen, die ſich an Börſentermingeſchäften in Waaren 
oder Werthpapieren betheiligen wollen. Betrifft die Eintragung eine Handels⸗ 
geſellſchaft oder juriſtiſche Perſon, fo iſt ihre Firma oder ihr Name ſowie der 
Ort, wo ſie ihren Sitz hat, einzutragen. 

Die Eintragung erfolgt in dem Regiſter des Bezirks, in welchem der Ein⸗ 
zutragende ſeine gewerbliche Niederlaſſung oder in Ermangelung einer ſolchen 
feinen Wohnſitz hat. Im Falle einer Verlegung der Niederlafjung oder des 
Wohnſitzes wird die Eintragung unter Löſchung in dem Regiſter des bisherigen 
Bezirks in das Regiſter des neuen Bezirks gebührenfrei übertragen. 


$. 56. 

Das Börfenregifter ift öffentlich. Die Einficht desſelben iſt während der 
gewöhnlichen Dienſtftunden einem Jeden geſtattet. Auch kann von den Ein⸗ 
tragungen gegen Erlegung der Koſten eine Abſchrift gefordert werden, die auf 
Verlangen zu beglaubigen ift. 


$. 57. 
Vor der Eintragung in ein Börſenregiſter iſt eine Eintragungsgebühr von 
einhundertfünfzig Mark zu entrichten. 
Für jedes folgende Kalenderjahr, während deſſen die Eintragung beſtehen 
ſoll, iſt eine Erhaltungsgebühr von je fünfundzwanzig Mark zu zahlen. 
Die Gebühren fließen, inſoweit die Landesregierungen nicht ein Anderes 
beſtimmen, den Landeskaſſen zu. 
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$. 58. 
Den Antrag auf Eintragung hat der Einzutragende oder, falls er ſich durch 
Verträge nicht verpflichten kann, ſein geſetzlicher Vertreter zu ſtellen. 
Kinder unter väterlicher Gewalt und Ehefrauen, die nicht Handelsfrauen 
ſind, bedürfen der Genehmigung des Vaters oder Ehemannes. 
Der geſetzliche Vertreter einer unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft (Kuratel) 
ſtehenden Perſon bedarf der Genehmigung der Vormundſchaftsbehörde. 


$. 59. 

Der Antrag iſt bei dem Gerichte, bei welchem das Börfenregifter geführt 
wird, mündlich zu Protokoll zu ftellen oder ſchriftlich einzureichen. 

Schriftliche Anträge müſſen gerichtlich oder notariell aufgenommen oder 
beglaubigt ſein. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf eine etwa erforderliche 
Genehmigung (F. 58) Anwendung. 

„Anträge und Erklärungen öffentlicher Behörden bedürfen, wenn ſie vor⸗ 

ſchriftsmäßig unterſchrieben und unterſiegelt ſind, keiner Beglaubigung. 


F. 60. 


Der Antrag auf Eintragung ſoll die Erklärung enthalten, daß der Ein⸗ 
zutragende Börſentermingeſchäfte in Waaren oder Werthpapieren eingehen wolle. 
F. 61. 

Der Antrag auf Eintragung in das Waarenregiſter kann auf beſtimmte 
Geſchäftszweige beſchränkt werden. Auf Antrag iſt gebührenfrei die Eintragung 
auf weitere Geſchäftszweige auszudehnen oder die eingetragene Beſchränkung zu 
löſchen; auf einen ſolchen Antrag finden die Beſtimmungen der $$. 58, 59 nt 
ſprechende Anwendung. 

$. 62. 

Die erfolgte Eintragung iſt von dem Gerichte ohne Verzug ihrem ganzen 
Inhalte nach auf Koſten des Eingetragenen im Reichsanzeiger ſowie in denjenigen 
öffentlichen Blättern bekannt zu machen, welche gemäß Artikel 14 des Handels- 
geſetzbuchs für die Veröffentlichung der in das Handelsregiſter aufgenommenen 
Eintragungen beſtimmt ſind. 

$. 63. 

Die Löſchung der Eintragung erfolgt gebührenfrei auf Antrag des Ein⸗ 
getragenen oder ſeines geſetzlichen Vertreters am Schluſſe des Jahres, in welchem 
der Löſchungsantrag geſtellt iſt. Für Kinder unter väterlicher Gewalt und für 
Ehefrauen, welche nicht Handelsfrauen ſind, genügt der Antrag des Vaters oder 
Ehemannes. 

ö Der Löſchungsantrag iſt bei dem Gerichte münblich zu Protokoll zu ftellen 
oder in gerichtlicher oder notarieller Beglaubigung einzureichen. Die Vorſchriſt 
im F. 59 Abſatz 4 findet entſprechende Anwendung. 


$. 64. 
Eine Eintragung, die nicht nach den Vorſchriften im F. 58 erfolgt iſt, 
wird, wenn der Mangel nicht inzwiſchen beſeitigt iſt, von Amtswegen gelöſcht. 
Am Schluſſe des Kalenderjahres wird eine Eintragung von Amtswegen 
gelöſcht, wenn die Erhaltungsgebühr für das nächſtfolgende Jahr nicht bis zum 
Ende des vorletzten Monats des laufenden Jahres eingezahlt iſt. 


$. 65. 

Jedes Gericht hat nach Beginn des Kalenderjahres eine Liſte derjenigen 
Perſonen aufzuſtellen, deren Eintragungen am 1. Januar noch in Kraft beſtanden. 

Das Gericht für den Bezirk der Stadt Berlin, an welches die übrigen 
Gerichte ihre Liſten bis zum 31. Januar jedes Jahres einzuſenden haben, ſtellt 
nach deren Eingang unverzüglich eine Geſammtliſte auf und macht ſie durch den 
Reichsanzeiger bekannt. 

F. 66. 

Durch ein Börſentermingeſchäft in einem Geſchäftszweige, für welchen nicht 
beide Parteien zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes in einem Börſenregiſter eingetragen 
ſind, wird ein Schuldverhältniß nicht begründet. 

Das Gleiche gilt von der Ertheilung und Uebernahme von Aufträgen ſowie 
von der Vereinigung zum Abſchluſſe von Börſentermingeſchäften. 

Die Unwirkſamkeit erſtreckt ſich auf die beſtellten Sicherheiten und die ab» 
gegebenen Schuldanerkenntniſſe. 

Eine Rückforderung deſſen, was bei oder nach völliger Abwickelung des 
Geſchäfts zu ſeiner Erfüllung geleiſtet worden iſt, findet nicht ſtatt. 


7. 

Wer den Vorſchriften des $. 58 zuwider eingetragen worden iſt, gilt nur 
dann als eingetragen, wenn der Mangel zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes dem 
anderen Theile nicht bekannt war. 

Wer trotz erfolgter Löſchung im Börſenregiſter noch in der Geſammtliſte 
(F. 65) aufgeführt iſt, gilt als eingetragen, ſofern nicht zur Zeit des Geſchäfts— 
abſchluſſes der andere Theil von der bewirkten Löſchung Kenntniß hatte. Das 
Gleiche gilt bis zum Ablauf eines Monats ſeit der Veröffentlichung der Geſammt⸗ 
liſte von denjenigen Perſonen, welche in dieſer Liſte in Folge der Löſchung nicht 
wieder aufgeführt ſind. 

$. 68. 

Die Beſtimmungen des F. 66 finden auch dann Anwendung, wenn das 
Geſchäft im Auslande geſchloſſen oder zu erfüllen iſt. 

In Anſehung von Perſonen, welche im Inlande weder einen Wohnſitz 
noch eine gewerbliche Niederlaſſung haben, iſt die Eintragung in das Börſen⸗ 
regiſter zur Wirkſamkeit des Geſchäfts nicht erforderlich. 
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$. 69. 

Gegen Anſprüche aus Börſentermingeſchäften ſowie aus der Ertheilung und 
Uebernahme von Aufträgen und aus der Vereinigung zum Abſchluſſe von Börſen⸗ 
termingeſchäften kann von demjenigen, welcher zur Zeit der Eingehung des Ge⸗ 
ſchäfts in dem VBörſenregiſter für den betreffenden Geſchäftszweig eingetragen war, 
ſowie von demjenigen, deſſen Eintragung nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
($. 68 Abſatz 2) zur Wirkſamkeit des Geſchäfts nicht erforderlich war, ein Ein⸗ 
wand nicht darauf gegründet werden, daß die Erfüllung durch Lieferung der 
Waaren oder Werthpapiere vertragsmäßig ausgeſchloſſen war. 


V. Kommiſſionsgeſchaft. 


$. 70. 
Die Beſtimmungen des Artikels 376 des Handelsgeſetzbuchs werden durch 
die Beſtimmungen der $$. 71 bis 74 erſetzt. 


e 

Bei der Kommiſſion zum Einkauf oder zum Verkauf von Waaren, welche 
einen Börſen- oder Marktpreis haben, und von Werthpapieren, bei denen ein 
Börſen⸗ oder Marktpreis amtlich feſtgeſtellt wird, kann der Auftrag, wenn der 
Kommittent nicht ein Anderes beſtimmt hat, von dem Kommiſſionär dadurch 
ausgeführt werden, daß er das Gut, welches er einkaufen ſoll, ſelbſt als Ver⸗ 
käufer liefert, oder das Gut, welches er zu verkaufen beauftragt iſt, ſelbſt als 
Käufer übernimmt. 

Im Falle einer ſolchen Ausführung des Auftrages iſt die Pflicht des 
Kommiſſionärs, Nechenſchaft über die Abſchließung des Kaufs oder Verkaufs zu 
geben, auf den Nachweis beſchränkt, daß bei dem berechneten Preiſe der zur Zeit 
der Ausführung des Auftrages beſtehende Vörſen- oder Marktpreis eingehalten iſt. 
Als Zeit der Ausführung gilt der Zeitpunkt, in welchem der Kommiſſionär die 
Anzeige von der Ausführung behufs der Abſendung an den Kommittenten ab- 
gegeben hat. 

Iſt bei einem Auftrage, der während der Vörſen⸗ oder Marktzeit auszu⸗ 
führen war, die Ausführungsanzeige erſt nach dem Schluſſe der Börſe oder des 
Marktes zur Abſendung abgegeben „ſo darf der berechnete Preis für den Kom⸗ 
mittenten nicht ungünſtiger ſein, als der Preis, der am Schluſſe der Börſe oder 
des Marktes beſtand. 8 

Bei Aufträgen zu beſtimmten Kurſen lerſtem Kurs, Mittelkurs, letztem 
Kurs) iſt der Kommiſſionär ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der Abſendung der 
Ausführungsanzeige berechtigt und verpflichtet, dieſe Kurſe dem Kommittenten in 
Rechnung zu ſtellen. 4 £ N 

Bei Werthpapieren und Waaren, für welche der Börſen⸗ oder Marktpreis 
amtlich feftgeftellt wird, kann der Kommiſſionär im Falle der Ausführung des 
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Auftrages durch Selbſteintritt dem Kommittenten keinen ungünſtigeren Preis als 
den amtlich feſtgeſtellten in Rechnung ſtellen. 

Die Beſtimmungen der Abſätze 2 bis 5 können nicht durch Vertrag ab⸗ 
geändert werden. 

$. 72. 

Auch im Falle der Ausführung eines Auftrages durch Selbſteintritt ($. 71) 
muß der Kommiſſionär, wenn er bei Anwendung pflichtmäßiger Sorgfalt den 
Auftrag zu einem günſtigeren als dem nach $. 71 ſich ergebenden Preiſe aus⸗ 
führen konnte, dem Kommittenten den günſtigeren Preis in Rechnung ſtellen. 

Hat der Kommiſſionär vor Abſendung der Ausführungsanzeige aus Anlaß 
des ertheilten Auftrages an der Börſe oder am Markte ein Geſchäft mit einem 
Dritten abgeſchloſſen, ſo darf er dem Kommittenten keinen ungünſtigeren als den 
hierbei vereinbarten Preis berechnen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen können nicht durch Vertrag abgeändert 
werden. 

§. 73. 

Der Kommiſſionär, der das Gut felbit als Verkäufer liefert oder als 
Käufer übernimmt, iſt zu der gewöhnlichen Proviſion berechtigt und kann die bei 
Kommiſſionsgeſchäften ſonſt regelmäßig vorkommenden Unkoſten berechnen. 


F. 74. 

Erklärt der Kommiſſionär bei der Anzeige von der Ausführung des Auf⸗ 
trages nicht ausdrücklich, daß er ſelbſt eintrete, ſo gilt dies als Erklärung, daß 
die Ausführung durch Abſchluß des Geſchäfts mit einem Dritten für Rechnung 
des Kommittenten erfolgt ſei. 

Eine Vereinbarung zwiſchen dem Kommittenten und dem Kommiſſtonär, 
daß die Erklärung darüber, ob der Auftrag durch Selbſteintritt oder durch Ab⸗ 
ſchluß mit einem Dritten erledigt ſei, über den Tag der Ausführungsanzeige 
hinaus aufgeſchoben werden dürfe, iſt ungültig. 

Auch wenn der Auftrag als durch Abſchluß des Geſchäfts mit einem 
Dritten ausgeführt gilt, haftet der Kommiſſionär, falls er nicht zugleich mit der 
Anzeige der Ausführung den Dritten namhaft macht, für die Erfüllung des 
Geſchäfts. 


VI. Straf⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


§. 75. 
Wer in betrügeriſcher Abſicht auf Täuſchung berechnete Mittel anwendet, 


um auf den Börfen- oder Marktpreis von Waaren oder Werthpapieren einzu⸗ 
wirken, wird mit Gefängniß und zugleich mit Geldſtrafe bis zu fünfzehntauſend 
Mark beſtraft. Auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 


— 


Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann ausſchließlich auf die Geld⸗ 
ſtrafe erkannt werden. A 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher in betrügeriſcher Abſicht 
wiſſentlich unrichtige Angaben in Proſpekten (F. 38) oder in öffentlichen Kund⸗ 
gebungen macht, durch welche die Zeichnung oder der Ankauf oder Verkauf von 
Werthpapieren herbeigeführt werden ſoll. 


$. 76. 

Wer für Mittheilungen in der Preſſe, durch welche auf den Börſenpreis 
eingewirkt werden ſoll, Vortheile gewährt oder verſpricht oder ſich gewähren oder 
verſprechen läßt, welche in auffälligem Mißverhältniß zu der Leiſtung ſtehen, 
wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre und zugleich mit Geldſtrafe bis zu 
fünftauſend Mark beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der ſich für die Unterlaſſung von 
Mittheilungen der bezeichneten Art Vortheile gewähren oder verſprechen läßt. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann ausſchließlich auf die Geld⸗ 
ſtrafe erkannt werden. 

8 
Wer wiſſentlich den Vorſchriften der $$. 40, 41, 51 und 52 zuwider Preis⸗ 


liſten (Kurszettel) veröffentlicht oder in mechaniſch hergeſtellter Vervielfältigung 
verbreitet, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder mit Haft oder mit 


Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


Fa 
Wer gewohnheitsmäßig in gewinnſüchtiger Abſicht Andere unter Aus⸗ 
beutung ihrer Unerfahrenheit oder ihres Leichtſinns zu Börſenſpekulationsgeſchäften 
verleitet, welche nicht zu ihrem Gewerbebetriebe gehören, wird mit Gefängniß 
und zugleich mit Geldſtrafe bis zu fünfzehntauſend Mark, beſtraft. Auch kann 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


$. 79. 
Ein Kommiſſionär, welcher, um ſich oder einem Dritten einen Vermögens⸗ 
vortheil zu verſchaffen, N g 
1. das Vermögen des Kommittenten dadurch beſchädigt , daß er hinſichtlich 
eines abzuſchließenden Geſchäfts wider beſſeres Wiſſen unrichtigen Rath 
oder unrichtige Auskunft ertheilt, oder 5 
2. bei der Ausführung eines Auftrages oder bei der Abwickelung eines 
Geſchäfts abſichtlich zum Nachtheile des Kommittenten handelt, 
wird mit Gefängniß beſtraft. Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Geldſtrafe 
bis zu dreitauſend Mark ſowie auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 
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Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann ausſchließlich auf die Geld— 
ſtrafe erkannt werden. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar in den Fällen der Ziffer 1. 


$. 80. 

Die in dem II., IV. und V. Abſchnitte ſowie im $. 75 bezüglich der Werth⸗ 
papiere getroffenen Beſtimmungen gelten auch für Wechſel und ausländiſche 
Geldſorten. 

$. 81. 
Der Artikel 249 d Ziffer 2 des Handelsgeſetzbuchs wird aufgehoben. 


$. 82. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1897 in Kraft. 

Die in den $$. 54 bis 65 enthaltenen Vorſchriften treten mit dem 
1. November 1896 in Kraft. Mit den bis zum Ende des Jahres 1896 erfolgten 
Eintragungen in das Börſenregiſter iſt nach Beginn des Jahres 1897 gemäß 
§. 65 zu verfahren. 

Die im F. 39 enthaltene Vorſchrift tritt mit dem 1. Juli 1896 in Kraft. 

Der Abſchluß von börſenmäßigen Termingeſchäften (F. 50 Abſatz 3) iſt 
nur bis zum 1. Januar 1897 geſtattet mit der Maßgabe, daß die bis zu dieſem 
Tage abgeſchloſſenen Geſchäfte auch bis zu dieſem Tage abgewickelt ſein müſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel, an Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, den 22. Juni 1896. 
(I. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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